
Hansestadt Stralsund 

Seite 1 von 4 

Ausschuss für Patientenangelegenheiten 
 

Niederschrift 
der 01. Sitzung des Ausschusses für Patientenangelegenheiten 

 

 
Sitzungsdatum: Mittwoch, den 24.05.2017 

Beginn: 16:00 Uhr 

Ende 16:50 Uhr 

Raum: Hansestadt Stralsund Konferenzsaal 

 
 
Anwesend: 

Vorsitzende/r 
Herr Detlef Lindner  

stellv. Vorsitzende/r 
Frau Susanne Lewing  
Herr Alexander Wilhelm  

Mitglieder 
Frau Ute Bartel  
Herr Harald Ihlo  
Frau Andrea Kühl  
Frau Brigitta Tornow  
Frau Petra Voß  

Vertreter 
Herr Michael Philippen Vertretung für Herrn Gerd Schlimper 

Protokollführer 
Frau Gaby Ely  
 
Gast 
Frau Annett Mülling 
 
 
 
Tagesordnung: 
 1   Bestätigung der Tagesordnung  
   
 2   Bestätigung der Niederschrift der 02. Sitzung des Ausschus-

ses für Patientenangelegenheiten vom 23.11.2016 
 

   
 3   Beratung zu Beschlussvorlagen  
   
 4   Beratung zu aktuellen Themen  
   
 4.1   Pflegereform: Ein Gespräch mit einem Vertreter, der Wohl-

fahrtseinrichtungen Stralsund 
 

   
 5   Verschiedenes  
   
 9   Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe von 

Empfehlungen aus dem nichtöffentlichen Teil 
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Einleitung: 
Von 9 Mitgliedern des Ausschusses für Patientenangelegenheiten sind 9 Mitglieder anwe-
send, womit die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
Die Sitzung wird durch den Ausschussvorsitzenden geleitet. Es erfolgt eine Tonträgerauf-
zeichnung.   
 
 
zu 1 Bestätigung der Tagesordnung 
 
Die Tagesordnung wird ohne Änderungen / Ergänzungen zur Kenntnis genommen.  
 
  
Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen  
 
 
zu 2 Bestätigung der Niederschrift der 02. Sitzung des Ausschusses für Patien-

tenangelegenheiten vom 23.11.2016 
 
Die Niederschrift der 02. Sitzung des Ausschusses für Patientenangelegenheiten vom 
23.11.2016 wird ohne Änderungen / Ergänzungen bestätigt.  
 
 
Abstimmung: 6 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 3 Stimmenthaltungen  
 
 
zu 3 Beratung zu Beschlussvorlagen 
 
Es liegen keine Beschlussvorlagen zur Beratung vor.  
 
  
zu 4 Beratung zu aktuellen Themen 
 
  
zu 4.1 Pflegereform: Ein Gespräch mit einem Vertreter, der Wohlfahrtseinrichtun-

gen Stralsund 
 
Frau Mülling von den Wohlfahrtseinrichtungen Stralsund geht auf die Neuerungen in der 
Pflege ein. So konnte durch eine vereinfachte Pflegedokumentation bereits mehr Zeit für die 
Pflege der Bewohner gewonnen werden. Als positiv bewertet Frau Mülling, dass nicht dauer-
haft Pflegebedürftige Anspruch auf Übergangspflege haben. Durch das neue Hospiz- und 
Palliativgesetz wurde außerdem die medizinische Versorgung in Pflegeeinrichtungen ver-
bessert. Die Einrichtungen sind verpflichtet, Kooperationsvereinbarungen mit Haus-, Fach- 
und Zahnärzten abzuschließen. 
Weiter geht Frau Mülling auf den seit 01.01.2017 geltenden Pflegebedürftigkeitsbegriff ein. 
Neu ist, dass ab diesem Jahr Pflegegrade und nicht mehr Pflegestufen vergeben werden 
und auch Menschen mit geistigen und seelischen Beeinträchtigungen berücksichtigt werden. 
Durch das neue Bewertungssystem fallen deutlich mehr Menschen in die Pflegebedürftigkeit 
als vor der Reform. Auf die Frage von Herrn Lindner erklärt Frau Mülling, dass der Eigenan-
teil für Bewohner in Heimen in jedem Pflegegrad gleich hoch ist. Er kann allerdings je nach 
Einrichtung schwanken, da dieser von den Verhandlungen der Pflegeeinrichtung mit der zu-
ständigen Stelle abhängt. Auf die Frage von Herrn Wilhelm antwortet Frau Mülling, dass die 
Bewohner trotz der geschlossenen Kooperationsvereinbarungen mit Ärzten weiterhin die 
freie Arztwahl haben. Frau Mülling geht auf weitere Vorteile des Pflegestärkungsgesetzes 
ein.  
Auf die Frage von Frau Bartel antwortet Frau Mülling, dass ein nächster Schritt ein einheitli-
cher Pflegepersonalschlüssel für ganz Deutschland sein muss. Außerdem muss darauf ge-
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achtet werden, dass die Menschen, die ausschließlich in der Mobilität eingeschränkt sind, bei 
den Pflegegraden nicht benachteiligt werden.  
Frau Mülling macht deutlich, dass die Wohlfahrtseinrichtungen personell so aufgestellt sind, 
dass es möglich ist, auf Schwankungen die Pflegebedürftigkeit betreffend reagieren zu kön-
nen. Ein Ziel ist außerdem, den Prozentsatz an Pflegefachkräften zu senken, um mehr All-
tagsbegleiter einstellen zu können. Das neue Pflegestärkungsgesetz hat aber bereits dazu 
geführt, dass zusätzliches Personal eingestellt werden konnte. Weiter teilt Frau Mülling mit, 
dass die Wohlfahrtseinrichtungen insgesamt 18 Auszubildende beschäftigen, die nach Be-
endigung Ihrer Ausbildung auch im Unternehmen verbleiben können. Heute besteht nicht 
mehr eine so große Auswahl an Fachkräften wie noch vor fünf Jahren.   
 
Frau Mülling berichtet über das Hospiz, welches mit einer Größe von 8 Betten in Stralsund 
entstanden ist. Die Belegungszahlen zeigen, dass der Bedarf vorhanden ist.  
Am 07.07.2017 erfolgt der Spartenstich für den Neubau des Hospizes. In dem Neubau wird 
es zwei zusätzliche Plätze für Tagesgäste geben. Auf die Frage von Herrn Lindner antwortet 
Frau Mülling, dass die Bewohner aus Stralsund und der näheren Umgebung stammen. Wei-
ter möchte Herr Lindner wissen, ob die Krankenkassen das Hospiz auch über die ersten 
zwei Jahre hinaus genehmigen werden. Auch auf Grund des Neubaus, der entstehen wird, 
geht Frau Mülling davon aus, dass das Hospiz auch weiterhin betrieben werden darf.  
 
Die Ausschussmitglieder haben keine weiteren Fragen und Herr Lindner schließt den Ta-
gesordnungspunkt. 
 
 
zu 5 Verschiedenes 
 
Herr Lindner bittet um Themenvorschläge für die nächsten Sitzungen. 
Frau Lewing berichtet über einen Geschäftsführerwechsel im HELIOS Hanseklinikum und 
schlägt vor, den neuen Geschäftsführer einzuladen. 
Herr Lindner hält eine Besichtigung der neuen Notaufnahme für sinnvoll..  
Frau Kühl weist auf den schlechten Zustand der Unterrichtsräume für die Auszubildenden 
des Klinikums hin.   
Es wird sich darauf verständigt, auch den Landkreis als Betreiber der Berufsschule zu dem 
Thema zu befragen.  
 
Frau Voß weist auf den am 14.10.2017 stattfindenden Welthospiztag hin und schlägt vor, 
dass sich der Ausschuss am diesem Tag im Rathaus vorstellt.  
 
Herr Wilhelm schlägt vor, einen Vertreter der unabhängigen Patientenberatung Deutschland 
(UPD) zur nächsten Sitzung einzuladen  
Außerdem spricht er sich für ein Gespräch mit einem Vertreter des Sozialverbandes  VdK 
aus.  
 
Die Ausschussmitglieder einigen sich darauf, noch einmal eine Pressemitteilung über die 
bisherige Arbeit des Ausschusses herauszugeben. Diese wird durch die Geschäftsführung 
des Ausschusses erarbeitet. 
 
Die nächste Sitzung des Ausschusses findet im September 2017 statt. 
 
Die Ausschussmitglieder haben keinen weiteren Redebedarf. 
 
Die übrigen Punkte der Tagesordnung entfallen entsprechend und Herr Lindner schließt die 
Sitzung.   
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gez. Detlef Lindner    gez. Gaby Ely 
Vorsitzender    Protokollführung 
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